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Vorbemerkungen 

Bestandteile des Bebauungsplanes: 

 Rechtsplan 

 Textteil mit planungsrechtlichen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften 

 Begründung 

Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes sind:  

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I S. 394) 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I S. 176) 

 Planzeichenverordnung (PlanZV 90) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt ge-

ändert durch Gesetz vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

 Landesbauordnung (LBO) in der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 20.11.2023 (GVBl. S. 422) 

 Gemeindeordnung (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 27.06.2023 (GVBl. S. 229, 231) 

Die Verfahrensschritte zur Aufstellung dieses Bebauungsplanes gemäß BauGB sind: 

 Aufstellungsbeschluss 

 Öffentliche Auslegung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sowie sonstiger Behör-

den (§§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB) 

 Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) 

 Bekanntmachung / Inkrafttreten (§ 10 Abs. 3 BauGB) 

Gemäß § 13a BauGB ist im beschleunigten Verfahren keine Umweltprüfung durchzuführen und kein 

Umweltbericht zu erstellen. Ein separates Fachgutachten zur Eingriffsregelung nach § 1a in Verbin-

dung mit § 21 BNatSchG muss gemäß § 13 BauGB nicht durchgeführt werden. 
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1 Anlass und Ziel der Planung 

Mit dem Bebauungsplan „Westendstraße“ wurde die planungsrechtliche Grundlage zur Schaffung 

eines Wohngebietes am westlichen Ortsrand von Würmersheim gelegt. Geplant war ein Baugebiet 

mit ca. 34 Bauplätzen zur Unterbringung von Einzel- und Doppelhäusern sowie Hausgruppen. 

Der rechtskräftige Bebauungsplan wurde bezüglich der überbaubaren Flächen relativ offen gestal-

tet, sodass mitunter nicht immer eindeutig erkennbar war, wo Einzel- und Doppelhäuser oder auch 

Hausgruppen untergebracht werden können. Dies hat in letzter Zeit von Seiten der Bauherrschaft 

und der Verwaltung immer wieder zu Irritationen geführt. Ein weiterer Punkt ist die nicht eindeutig 

formulierte Festsetzung in Bezug auf die einheitliche Gestaltung von Doppelhäusern und Hausgrup-

pen. 

Um hier Fehlentwicklungen vorzubeugen und Klarheit für alle Beteiligten zu schaffen, sollen ein-

zelne bestehende Festsetzungen konkretisiert und ergänzende Festsetzungen aufgenommen wer-

den. Bereits im Januar 2023 hat die Gemeinde für einen Teilbereich der Westendstraße eine Ver-

änderungssperre zur Sicherung der Planung und zur Umsetzung des Planungswillens der Gemeinde 

erlassen. 

Da bereits einige Baugenehmigungen vorliegen hat der Gemeinderat Durmersheim nun die Ände-

rung des Bebauungsplanes „Westendstraße“ beschlossen. 

2 Lage und Größe des Plangebiete 

Die Größe des Plangebietes beträgt ca. 2,13 ha und ist in der folgenden Abbildung dargestellt. Das 

Plangebiet grenzt entlang der Westgrenze an die freie Feldflur, die Ostgrenze bildet die bestehende 

Westendstraße. 

Bild 1: Katasterauszug mit Geltungsbereich, freier Maßstab 
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Bild 2: aktueller Umlegungsplan mit Geltungsbereich, freier Maßstab 

3 Derzeitiges Planungsrecht 

Der Bebauungsplan „Westendstraße“ wurde am 19.05.2021 als Satzung beschlossen. Die nun an-

stehende 1. Änderung des Bebauungsplanes liegt vollständig innerhalb des rechtskräftigen Bebau-

ungsplanes „Westendstraße“. 

Bild 3: Rechtskräftiger Bebauungsplan „Westendstraße“, freier Maßstab 

4 Verfahrensart 

Der Bebauungsplan „Westendstraße“, 1. Änderung wird auf Grundlage des § 13a BauGB im be-

schleunigten Verfahren aufgestellt. Dies ist möglich, da 
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 die Größe der bebaubaren Grundfläche weniger als 20.000 m2 beträgt, 

 die zukünftigen Vorhaben keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

erkennen lassen. 

 keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele und der Schutzgüter der 

Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes bestehen, 

Das beschleunigte Verfahren umfasst folgende Verfahrensschritte: 

 Aufstellungsbeschluss und öffentliche Bekanntmachung 

 Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

 Satzungsbeschluss. 

5 Übergeordnete Planungen 

5.1 Landesplanung und Regionalplanung 

Das Vorhaben steht keinen übergeordneten Planungen entgegen. 

5.2 Flächennutzungsplan 

Im 2012 genehmigten Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbands Durmersheim mit 

den Gemeinden Au am Rhein, Elchesheim-Illingen, Bietigheim und Durmersheim ist das Plangebiet 

als geplante Wohnbaufläche enthalten (Fläche D15). Der Bebauungsplan entspricht somit dem Ent-

wicklungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 BauGB und bedarf keiner Genehmigung. 

6 Schutzvorschriften und Restriktionen 

6.1 Natura 2000-Gebiete 

Natura 2000-Gebiete (FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete) befinden sich weder innerhalb des Plan-

gebiets noch werden sie außerhalb durch die Planung tangiert. 

6.2 Naturschutzgebiete 

Im Norden befindet sich das NSG Rottlichwald (Auewald in der Rheinniederung im Bereich ehema-

liger Altwässer; Eichen-Ulmen-Auewald mit Übergängen zum Eichen-Hainbuchenwald.) 

In das NSG ist in der Vergangenheit teilweise eingegriffen worden. Durch die Kreisstraße ist es au-

ßerdem vorbelastet. Negative Auswirkungen durch eine rund 30 m näher heranrückende Wohnbe-

bauung sind nicht erkennbar. 

6.3 Landschaftsschutzgebiete 

Das Landschaftsschutzgebiet „Rheinniederung zwischen Au am Rhein, Durmersheim und Rheinstet-

ten“ mit einer Gesamtfläche von 2.353.582 m² befindet sich nördlich der Kreisstraße rund 150 m 

Entfernung zum Plangebiet. Es ist durch die vorliegende Planung nicht betroffen, da mit ihrer Um-

setzung keine Veränderungen der Auswirkungen eintreten. 
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6.4 Naturdenkmale 

Naturdenkmale befinden sich weder innerhalb des Plangebietes noch werden sie außerhalb durch 

die Planung tangiert. 

6.5 Gesetzlich geschützte Biotope 

Geschützte Biotope gemäß § 32 NatSchG befinden sich weder innerhalb des Plangebietes noch 

werden sie außerhalb durch die Planung tangiert. 

6.6 Biotopverbund 

Teile des Plangebiets befinden sich innerhalb des Kernraums für den landesweiten Biotopverbund 

mittlerer Standorte. Das betrifft vor allem die Flächen im mittleren Bereich des Plangebiets. Gen 

Norden und Süden werden diese Kernräume nur tangiert. Der Bebauungsplan trifft einige Festset-

zungen, die eine Vernetzung sichern sollen. 

6.7 Gewässerschutz 

Offene Gewässer befinden sich weder innerhalb des Plangebietes noch werden sie außerhalb durch 

die Planung tangiert. 

Das Plangebiet befindet sich – wie große Teile der Gemeinde – innerhalb des Wasserschutzgebietes 

Nr. 216043 Rheinwaldwasserwerk 43. Auf die Rechtsverordnung vom 25.08.2010 wird verwiesen. 

6.8 Hochwasserschutz 

Gemäß der aktuellen amtlichen Hochwassergefahrenkarte befindet sich das Plangebiet im südwest-

lichen Bereich geringfügig innerhalb des Überschwemmungsbereiches eines 100-jährlichen Hoch-

wassers (HQ100). Auch bei Katastrophenhochwasser (200 jährliches Hochwasserereignis) können 

Überschwemmungen nicht ausgeschlossen werden. 

Es können Wasserspiegellagen auftreten, die bei 110,1 m üNN liegen und damit im Gelände zu 

Wassertiefen von bis zu 2,10 m kommen. Diese liegen allerdings im tiefsten Punkt des Geländes. Im 

Großteil des Plangebiets können Wasserspiegellagen von ca. 1,10 m auftreten. 

Das Baugebiet wird zum Zwecke der Erschließung aufgeschüttet. Die Oberkante der Erschließungs-

straße liegt bereits bei über 109,00 Metern. Mit der Festsetzung von einer Sockelhöhe von mindes-

tens 30 cm über Straßenniveau werden die Gefahren minimiert. Dem Belang der Schaffung von 

Wohnraum wird daher eine höhere Priorität eingeräumt. 

Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten sind nach § 78b Abs. 1 WHG nachrichtlich 

in Bauleitpläne zu übernehmen.  
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Bild 4: Auszug Hochwassergefahrenkarte, freier Maßstab, Quelle LUBW 

6.9 Denkmalschutz 

Im Umfeld des Plangebiets ist die mittelalterliche Siedlung „Wirmeresheim“ erwähnt. Eine Prospek-

tion hat keine relevanten archäologischen Befunde ergeben, dennoch sind Zufallsfunde nicht aus-

zuschließen. Auf die Meldepflicht von Bodenfunden gemäß § 20 DSchG wird hingewiesen. 

6.10 Altlasten 

Innerhalb des Geltungsbereiches sind keine Altlasten oder Altlastverdachtsflächen bekannt. 
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7 Beschreibung der Umweltauswirkungen 

Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, gelten gemäß § 1a 

(3) Satz 6 BauGB als bereits vor der Planung erfolgt. Im Rahmen der Abwägung nach § 1 (7) BauGB 

sind jedoch negative umweltbezogene Auswirkungen insgesamt gemäß § 1 (6) Nr. 7 BauGB zu ver-

meiden (Vermeidungsgebot). Daher werden nachfolgend die wichtigsten Umweltauswirkungen, 

die sich aufgrund der Planung ergeben könnten, geprüft und im Bebauungsplanverfahren berück-

sichtigt. 

Mit der vorliegenden Änderung erfolgt ausschließlich eine geringfügige Änderung der schriftlichen 

Festsetzungen und eine Anpassung der Planzeichnung in Bezug auf die überbaubaren Grundstücks-

flächen. Hinsichtlich der Umweltauswirkungen werden sich gegenüber der rechtsgültigen Planung 

keine Veränderungen ergeben. Die einzelnen Schutzgüter werden durch die Änderung nicht negativ 

beeinflusst. 

8 Änderungen 

8.1 Änderung Planzeichnung 

8.1.1 Aktualisierung Planungsgrundlage 

Da der rechtskräftige Bebauungsplan noch auf einer älteren Katastergrundlage aufbaut, wird im 

Rahmen der 1. Änderung der aktuelle Umlegungsplan als Grundlage herangezogen und der Bebau-

ungsplan entsprechend an das neue Kataster angepasst. 

8.1.2 Überbaubare Grundstücksfläche (Baugrenzen) 

Im bisherigen Bebauungsplan waren durchgehende Baufenster eingetragen. Um den überbaubaren 

Bereich für die Einzel- und Doppelhäuser, sowie für die Hausgruppen eindeutiger zu definieren, 

wurden nun einzelne Baufenster festgesetzt. 

8.1.3 Nutzungsschablonen 

Durch die Unterteilung in einzelne Baufenster ist die Aufnahme einer neuen Nutzungsschablone 

und die Änderung der vorhandenen Nutzungsschablonen erforderlich. Somit kann nun jedem Bau-

fenster eine Nutzungsschablone zugeordnet werden.  

8.2 Änderung der Planungsrechtlichen Festsetzungen 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Westendstraße“ werden überwie-

gend unverändert in die vorliegende 1. Änderung übernommen. Folgende Festsetzung wird neu 

aufgenommen: 

8.2.1 Mindestwandhöhe für Doppelhäuser und Hausgruppen 

Die Mindestwandhöhe für Doppelhäuser und Hausgruppen darf maximal 0,5 m unter der im allge-

meinen Wohngebiet (WA) festgesetzten maximalen Wandhöhe liegen.  
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Begründung der Änderung 

Die Festsetzung einer Mindestwandhöhe ist erforderlich um zu vermeiden, dass innerhalb eines 

Doppelhauses oder einer Hausgruppe eine zu differenzierte Höhenentwicklung entsteht. Da bisher 

nur eine maximale Wandhöhe festgesetzt war, besteht die Gefahr, dass eine einheitliche Gebäude-

gestaltung nicht umgesetzt wird. Aufgrund der derzeitigen Festsetzungen wäre es möglich, dass 

innerhalb einer Hausgruppe oder eines Doppelhauses neben einem zweigeschossigen Gebäude ein 

eingeschossiges Gebäude entstehen könnte. 

8.2.2 Wärmepumpen auf überbaubaren Grundstücksflächen 

Die Baugrenzen dürfen zusätzlich auch durch Wärmepumpen maximal um 1,50 m überschritten 

werden. 

Begründung der Änderung 

Die künftige Energieversorgung ist einem grundlegenden Strukturwandel unterworfen, die im 

Spannungsfeld zwischen den Klimaschutzzielen, Ressourcenschonung, Versorgungssicherheit und 

Wirtschaftlichkeit steht. Eine Schlüsseltechnologie der zukünftigen Energieversorgung ist die ver-

mehrte Nutzung von regenerativen bzw. erneuerbaren Energieträgern und die effizientere Nutzung 

der elektrischen Energie. Die Wärmepumpentechnologie spielt dabei schon eine wesentliche Rolle. 

Somit wurden Wärmepumpen in den Katalog an Nebenanlagen mitaufgenommen die auch außer-

halb der Baugrenze (bis zu 1,50m) errichtet werden dürfen. 

8.3 Änderung der Örtlichen Bauvorschriften 

Die Örtlichen Bauvorschriften des Bebauungsplanes „Westendstraße“ werden überwiegend unver-

ändert in die vorliegende 1. Änderung übernommen.  

Die Festsetzung „2.1.2 Dächer“ wird wie folgt ergänzt:  

8.3.1 Dächer 

Zulässig für Hauptgebäude sind Satteldächer, Pultdächer, Flachdächer. Die zulässige Dachneigung 

für geneigte Dächer beträgt maximal 32 Grad. 

Die Dachdeckung hat mit nicht reflektierenden Dachsteinen oder –ziegeln in gedeckten Farbtönen 

rot, braun oder grau zu erfolgen. Farben mit einer Buntheit > 40 nach dem RAL Design System sind 

unzulässig. 

Unbeschichtete Metalldächer aus Blei, Zink oder Kupfer sind unzulässig. 

Flachdächer von Hauptgebäuden sind zu begrünen. Die Mindestsubstratdicke beträgt 12 cm. 

Nebengebäude, Garagen sowie untergeordnete Bauteile dürfen mit Flach- oder Pultdächern aus-

geführt werden. Flachdächer sind zwingend zu begrünen. Die Mindestsubstratdicke beträgt 12 cm. 

Dachbegrünungen und Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie auf oder innerhalb der Dachhaut 

sind allgemein zulässig. Aufständerungen von Solaranlagen sind auf Flachdächern bis zu einer Höhe 

von 0,7 m zulässig. 
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Doppelhäuser 

Doppelhäuser müssen in Bezug auf Wandhöhe, Dachform, Dachneigung und Dachfarbe einheitlich 

gestaltet werden.  

Doppelhäuser müssen mit einem Satteldach und einer Dachneigung von 32° errichtet werden.  

Doppelhäuser können auch mit einer anderen Dachform und Dachneigung innerhalb des zulässigen 

Rahmens (Dachform: Satteldach, Pultdach, Flachdach, Dachneigung: maximal 32°) errichtet wer-

den, wenn durch eine Baulast gewährleistet wird, dass beide Doppelhaushälften mit der gleichen 

Dachform und der gleichen Dachneigung errichtet werden.  

Werden die Bauanträge von Doppelhaushälften gleichzeitig bei der Genehmigungsbehörde einge-

reicht, ist eine Baulast nicht erforderlich. 

Hausgruppen 

Hausgruppen müssen in Bezug auf Wandhöhe, Dachform, Dachneigung und Dachfarbe einheitlich 

gestaltet werden.  

Hausgruppen müssen mit einem Satteldach und einer Dachneigung von 32° errichtet werden.  

Hausgruppen können auch mit einer anderen Dachform und Dachneigung innerhalb des zulässigen 

Rahmens (Dachform: Satteldach, Pultdach, Flachdach, Dachneigung: maximal 32°) errichtet wer-

den, wenn durch eine Baulast gewährleistet wird, dass alle Gebäude innerhalb der Hausgruppe mit 

der gleichen Dachform und der gleichen Dachneigung errichtet werden.  

Werden die Bauanträge einer Hausgruppe gleichzeitig bei der Genehmigungsbehörde eingereicht, 

ist eine Baulast nicht erforderlich. 

Begründung der Änderung 

Die Ergänzung bezüglich der Mindestsubstratdicke war bisher im Bebauungsplan nicht geregelt. Da 

jedoch auch begrünte Flachdächer innerhalb des Plangebietes zulässig sind, ist es erforderlich die 

Mindesthöhe der Begrünung festzusetzten um auch den ökologischen Aspekt berücksichtigen zu 

können. Ab einer entsprechenden Höhe wirkt sich eine extensive Dachbegrünung positiv auf die 

Umwelt, die Luftqualität und die Regenwasserrückhaltung aus. 

Die ergänzende Festsetzung in Bezug auf die einheitliche Gestaltung von Doppelhäusern und Haus-

gruppen ist notwendig um eine einheitliche Gestaltung zu gewährleisten. Somit wird verhindert, 

dass innerhalb eines Doppelhauses oder einer Hausgruppe unterschiedliche Dachformen und Dach-

neigungen umgesetzt werden. Durch die Regelung, dass im Rahmen einer Baulast Doppelhäuser 

und Hausgruppen auch mit einer anderen Dachform und Dachneigung innerhalb des zulässigen 

Rahmens errichtet werden können, besteht die Möglichkeit neben einem Satteldach auch ein Pult- 

oder Flachdach umzusetzen.  

8.4 Ergänzung der Pflanzliste 

Im bisherigen rechtskräftigen Bebauungsplan gab es noch keine Pflanzliste für Dachbegrünungen. 

Da Dachbegrünungen für Flachdächer vorgeschrieben sind wurde die Pflanzliste ergänzt. 
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Pflanzen Dachbegrünung: 

Strand-Grasnelke  Armeria maritima 

Rundblättrige Glockenblume   Campanula rotundifolia 

Scharfer Mauerpfeffer   Sedum acre 

Heidenelke   Dianthus deltoides 

Walderdbeere   Fragaria vesca 

Gewöhnlicher Reiherschnabel   Erodium cicutarium 

Kleiner Sauerampfer   Rumex acetosella 

Gewöhnlicher Thymian   Thymuas pulegiodis 

Gras: Schafschwingel   Festuca ovina 

Gewöhnliches Zittergras   Briza media 

Kleines Habichtskraut   Hieracium pilosella 

Silber-Fingerkraut  Potentilla argentea 

Acker-Hornkraut   Cerastium arvense 

Sandmohn   Papaver argemone 

Silbergras  Corynephorus canescens

9 Städtebauliche Kenngrößen 

Gesamtfläche des Geltungsbereiches 2,13 ha 100,0 %

Bauflächen inkl. Pflanzstreifen 1,27 ha 59,6 %

Verkehrsflächen inkl. Verkehrsgrün 0,86 ha 40,4 %

10 Quellenangaben 

 Regionalplan „Mittlerer Oberrhein 2003“ 

 Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbands Durmersheim  

 Rechtskräftiger Bebauungsplan „Westendstraße“. 

 Hochwassergefahrenkarte Baden-Württemberg, LUBW 


